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160. Bundesgesetz: Änderung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes
(NR: GP XVII RV 27 AB 80 S. 14. BR: AB 3225 S. 486.)

161. Bundesgesetz: Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985
(NR: GP XVII RV 28 AB 81 S. 14. BR: AB 3226 S. 486.)

162. Bundesgesetz: Personenstandsgesetz-Novelle 1987
(NR: GP XVII RV 19 AB 52 S. 14. BR: AB 3235 S. 486.)

163. Bundesgesetz: Änderung des Rechtsanwaltsprüfungsgesetzes
(NR: GP XVII IA 38/A AB 89 S. 14. BR: AB 3231 S. 486.)

164. Bundesgesetz: Förderung der IV. Weltwinterspiele für Körperbehinderte 1988 in Innsbruck (Para-
lympics)
(NR: GP XVII RV 29 AB 82 S. 14. BR: AB 3227 S. 486.)

160. Bundesgesetz vom 7. April 1987, mit
dem das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzge-

setz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz,
BGBl. Nr. 163/1955, in der Fassung der Bundesge-
setze BGBl. Nr. 87/1963, 69/1971, 325/1975 und
368/1982 wird wie folgt geändert:

§ 13 Abs. 7 lautet:

„(7) Sprengelangehörig sind jene Schulpflichti-
gen, die im Schulsprengel, wenn auch nur zum
Zwecke des Schulbesuches, wohnen. Bei Personen,
die der Berufsschulpflicht (ausgenommen der haus-
wirtschaftlichen Berufsschulpflicht) unterliegen, ist
statt des Wohnortes der Betriebsstandort maßgeb-
lich; bezüglich jener Personen, die gemäß § 21
Abs. 2 zweiter Satz des Schulpflichtgesetzes 1985,
BGBl. Nr. 76, zum Besuch einer Berufsschule
berechtigt sind, kann die Ausführungsgesetzgebung
den Wohnort als maßgeblich festlegen."

Artikel II

(1) Die Ausführungsgesetze zu diesem Bundes-
gesetz sind innerhalb eines Jahres zu erlassen.

(2) Mit der Wahrnehmung der dem Bund gemäß
Art. 14 Abs. 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes
zustehenden Rechte auf dem durch dieses Bundes-
gesetz geregelten Gebiet ist der Bundesminister für
Unterricht, Kunst und Sport betraut.

Waldheim

Vranitzky

1 6 1 . Bundesgesetz vom 7. April 1987, mit
dem das Schulpflichtgesetz 1985 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Schulpflichtgesetz 1985, BGBl. Nr. 76, wird
wie folgt geändert:

§ 21 Abs. 2 des Schulpflichtgesetzes lautet:

„(2) Berufsschüler, deren Lehrverhältnis oder
Ausbildungsverhältnis gemäß § 30 des Berufsausbil-
dungsgesetzes während eines Schuljahres geendet
hat, sind berechtigt, bis zum Ende dieses Schuljah-
res die Berufsschule zu besuchen, sofern sie nicht
die letzte lehrplanmäßig vorgesehene Schulstufe
erfolgreich abgeschlossen haben. Ferner sind
Berufsschüler, die die Zurücklegung von minde-
stens der Hälfte der für den Lehrberuf festgesetz-
ten Lehrzeit nachweisen und glaubhaft machen,
daß sie einen Lehrvertrag für die auf die für den
Lehrberuf festgesetzte Dauer der Lehrzeit nicht
abschließen können, berechtigt, die Berufsschule
während jener Zeit zu besuchen, während der sie
bei einem aufrechten Lehrverhältnis zum Berufs-
schulbesuch verpflichtet oder im Sinne des ersten
Satzes berechtigt wären."

Artikel II

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport betraut.

Waldheim

Vranitzky
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162. Bundesgesetz vom 7. April 1987, mit
dem das Personenstandsgesetz geändert wird

(Personenstandsgesetz-Novelle 1987)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Personenstandsgesetz, BGBl. Nr. 60/1983,
wird geändert wie folgt:

Die §§ 61, 62 und 64 Abs. 2 und 3 werden aufge-
hoben; vor dem Wortlaut des § 64 Abs. 1 entfällt
die Absatzbezeichnung „(1)".

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt rückwirkend mit dem
Ablauf des 31. Dezember 1986 in Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres betraut.

Waldheim

Vranitzky

163. Bundesgesetz vom 7. April 1987, mit
dem das Rechtsanwaltsprüfungsgesetz, BGBl.

Nr. 556/1985, geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Im Art. VI Abs. 4 des Rechtsanwaltsprüfungsge-
setzes, BGBl. Nr. 556/1985, wird das Datum
„1. Juli 1987" durch das Datum „1. Jänner 1989"
ersetzt.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1987 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Waldheim

Vranitzky

164. Bundesgesetz vom 7. April 1987 betref-
fend die Förderung der IV. Weltwinterspiele
für Körperbehinderte 1988 in Innsbruck

(Paralympics)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bund wird ermächtigt, dem Verein
„Organisationskomitee der IV. Weltwinterspiele

für Körperbehinderte 1988 in Innsbruck (Paralym-
pics)" zur Durchführung der IV. Weltwinterspiele
für Körperbehinderte 1988 in Innsbruck (Paralym-
pics) eine Subvention aus Bundesmitteln in der
Höhe von 1,5 Millionen Schilling zu gewähren.

(2) Der Bund wird ferner ermächtigt, zur Dek-
kung des Abganges, der sich bei der Durchführung
der IV. Weltwinterspiele für Körperbehinderte
1988 in Innsbruck (Paralympics) ergibt, dem im
Abs. 1 genannten Verein eine Subvention aus Bun-
desmitteln bis zur Höhe von 1,5 Millionen Schilling
zu gewähren. Die Zahlungen des Bundes haben
nach Maßgabe der mit dem Land Tirol, der Lan-
deshauptstadt Innsbruck und dem Österreichischen
Versehrtensportverband zu treffenden Vereinba-
rung zu erfolgen.

(3) Auf die Subvention des Bundes nach dem
Abs. 2 können an den im Abs. 1 genannten Verein
unter Bedachtnahme auf den tatsächlichen Bedarf
Vorschüsse geleistet werden.

§ 2. (1) Die Österreichische Post- und Telegra-
phenverwaltung wird ermächtigt, zu der aus Anlaß
der IV. Weltwinterspiele für Körperbehinderte
1988 in Innsbruck (Paralympics) herauszugeben-
den Sonderpostmarke zum Nennwert von 5 S einen
Zuschlag in der Höhe von 2,50 S einzuheben.

(2) Überdies wird die Österreichische Post- und
Telegraphenverwaltung ermächtigt, den Zuschlags-
erlös, vermindert um die Herstellungskosten für die
Sonderpostmarke, dem im § 1 Abs. 1 genannten
Verein als weitere Subvention des Bundes zu
gewähren und nach Abrechnung zum Stichtag
31. Jänner 1988 im März 1988 zu überweisen. Die
Abrechnung des nach dem 31. Jänner 1988 erziel-
ten Zuschlagserlöses hat jeweils zum Stichtag
31. Dezember jeden Jahres, erstmals zum Stichtag
31. Dezember 1988 zu erfolgen; zu überweisen
sind diese Zuschlagserlöse jeweils im darauffolgen-
den Feber.

§ 3. (1) Von der gemäß § 1 Abs. 1 vorgesehenen
Bundessubvention sind 1 Million Schilling zu
Lasten des für diese Zwecke verfügbaren finanzge-
setzlichen Ausgabenansatzes des Bundesministe-
riums für Unterricht, Kunst und Sport und
500000 S zu Lasten des diesbezüglichen finanzge-
setzlichen Ausgabenansatzes des Bundeskanzler-
amtes zu verrechnen.

(2) Der Zuschlagserlös aus der Sonderpostmarke
anläßlich der IV. Weltwinterspiele für Körperbe-
hinderte 1988 in Innsbruck (Paralympics) ist bei
Kapitel 78 „Post- und Telegraphenverwaltung"
zweckgebunden zu verrechnen.

§ 4. Die Gewährung der Förderung aus Bundes-
mitteln ist davon abhängig zu machen, daß sich der
Verein „Organisationskomitee IV. Weltwinter-
spiele für Körperbehinderte 1988 in Innsbruck
(Paralympics)" verpflichtet,
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1. Organen des Bundes die Überprüfung der
widmungsgemäßen Verwendung der Förde-
rungsmittel durch Einsicht in die Bücher und
Belege sowie durch Besichtigung an Ort und
Stelle zu gestatten und ihnen die erforderli-
chen Auskünfte zu erteilen,

2. über die Verwendung der Förderungsmittel
unter Vorlage einer zahlenmäßigen Nachwei-
sung über alle mit dem geförderten Vorhaben
zusammenhängenden Einnahmen und Ausga-
ben innerhalb einer angemessenen Frist zu
berichten und

3. den erhaltenen Förderungsbetrag auf Verlan-
gen der fördernden Stelle rückzuerstatten und
diesen Betrag vom Tage der Auszahlung an
mit 3 vH über dem jeweils geltenden Zinsfuß
für Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank pro Jahr zu verzinsen, wenn die
fördernde Stelle über wesentliche Umstände
getäuscht oder unvollständig unterrichtet
worden ist, oder die Förderung widmungs-
widrig verwendet wurde oder vorgesehene
Berichte oder Nachweise trotz vorangegange-
ner schriftlicher Mahnung nicht vorgelegt
worden sind.

§ 5. (1) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 1 und
§ 3 Abs. 1 sind der Bundesminister für Unterricht,
Kunst und Sport und der Bundeskanzler, jeweils im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finan-
zen, betraut; mit der Vollziehung des § 1 Abs. 2 ist
der Bundesminister für Unterricht, Kunst und
Sport im Einvernehmen mit dem Bundesminister
für Finanzen betraut.

(2) Mit der Vollziehung des § 2 Abs. 1 ist der
Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Ver-
kehr betraut; mit der Vollziehung des § 2 Abs. 2
und des § 3 Abs. 2 ist der Bundesminister für
öffentliche Wirtschaft und Verkehr im Einverneh-
men mit dem Bundesminister für Finanzen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 3 und des
§ 4 ist jeder in diesen Bestimmungen genannte Bun-
desminister im Rahmen seines Wirkungsbereiches
betraut.

Waldheim

Vranitzky
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